
REPUBliK OSTERREICH 
BU N DESKANZLERAMT 

GZ 84 0 3Li4--2a/72 
Parlamentarische Anfrage Ur. 657/J 
an den Bundeskanzler, betreffend 
die DurcP...fijhrung des au. 7. Juli 1972 
beschlossenen BUlldesgesetzes, mit 
dem Bestimnnmge..u. liner dle Anbringung 
V0n zweisprachigen topcgraphischen 
Bezeichn~ell urld Aufschriften in den 
Gebieten Kiirntens mit slowenischer 
oder gemischter Bevölkerung erlassen 
werden ' 

An das 
Pr2.sidium des Nationalrates 

vr i e n , 

Die koge ordneten DEUTSCHL:JU'iliJ', SU ... '?AN und Genossen hc:.ben 
am 8. Juli 1972 an mich eine Anfrage (Nr. 657/J, 11-1175 der 
Beilagen zu deü stellographiscl.i.~n Protokollen des Nationalrates 
XIII. GF) betreffend die Durchführung des am 7. Juli 1972 be­
schlossenen Bundesgesetzes, lllitderu Bestimmungen über die An­
uringung \7on zweisprachigon topographischen Bezeichnungen und 

Aufschriften in den Gebieten Kärntens mit slowenischer oder 
gemischter Bevölkerung erlassen werden, gerichtet. 

Gemäß § 71 Abs .. 3 des Bundesgasetzez V0111 6 .. Juli 1961, 
BGBl. Nr" 178, beehre ich mich, auf diese Anfrage die nach­
stehende Antwort zu erteilen: 

I. 

Bevor ich auf die einzelnen Punkte der ~~rage eingehe, 
ez-laube ich mir, einige grundsätzliche Feststell1L."'1gen zu 
treffen~ 

1 0 Gemäß };'rt. 52 Abs. 1 2_ VG sind :!.er Nationalrat und 
der .. Bundesrat befugt, die Kit;glieder der Bundesregierung über 
alle Gegenstände der Vollziehung zu befrag0nc Die nähere Rege-
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lung hinsichtlich des Fragerechtes wird ße~äß Art. 52 AbSe 3 
B-VG dlL:ch das Blli~desgesetz betr8ffc~d die Geschäftsorfuiung des 

NaJcionalrates sowie durch die GeschäftsorduUIlg des Bl.lndesra-tes 

getroffen" 

Der in Anwendung des Art. 52 Abs. 3 B-VG erlassene § 71 

ADS .. 1 des Bundesgesetzes uoer die C~~schäftsordnu.ng des l'Tational­

x'a'tes tL."1terscheidet zwischen li.nfrage:ü an die pundesregierung 

einerseits und Anfragen an ein liitglied o?r Bundesregierung 

anderseits .. Daraus geht hervor, daß ~lmfragen, die sich auf das 

Verhalten der Bundesregierung Dezlehen, eben an die Bundesre­

gierung und nicht etwa an de.u. Bundeskanzler zu richten sind" 
2. :filit der Vollziehung des Bun..desgesetzes vom 6., Juli 1972, 

~;::;G-Bl.. EI' .. 270, ist gemäß seinem § 2 die E.undesr~5i~~g betraut. 

Die i,n der vorli~gend.en Anfrage gestellten Fragen befassen sich 

<lu.rcllTJ'J'egs ci t der Interpretati.::.:a 1ieses Bu.::d.esgese~Gzes. Zs han­

dalt sich som.it um eine ) .. ngelegorü10i t, c:.ie (s0\7ei i; sie überhaupt 

einen Gegens'iJand der Vollziehung im Sinne des Ar't .. 52 Abs .. 1 

B-ifG betrifft) :in die Zustä1.1d~_}~keit db'c Th.mdesregierung 1l.:~1d nicht 

in die des B'lUldeskanzlers 1'211't .. 

3 .. Wie l)ereits a.ngedeutet, kalU1. man sehr verschiedener 11ei­

:i.lung da:;:-uber sein, ob eine - unabhängig von bereits vorgen~.m.l1~enen 

.Y2.,~l~::'~l&S~kte;·~ ~ ges.'':;ollte Anfrage ü·oer die In"te:r'pretatiion eines 

Burlc1esges:;tzes a.ls Gegensiiand 0.6r Vollziehung im Sinne des 

Art .. 5~2 Aha.~ 1 B-VG angesehen wera~n kann .. Aus diesem Grund und 

au.s dem unter 2 .. berei'Gs erV!2J.lnten Grund wäre ich in der Lage, 

die Beantvi'Ort'l1.ng der Ar.:.frage zumindest Z"V.iii örößeren Teil zu 
verweigern" Welli""J. ich 'Von dieser Höglicb.keit keinen Gebrauch mache, 

c;(' ausschließlich deshalb, 'weil ich mich nicht; dem Vorwurf aus­

setze:: mcchte ~ 0.61..' L1eritoris~;.len Beant\vorttmg von F..nfrag~:;), unter 

Hinweis auf formale Elemente auszuwe:"chen. Ich lege aber gleich­

wohl Wert auf die Feststellul1g, daß ich .1ach der bestehenden 

Reclltslags nicht ("1azu ve~pflichtet wäre, die Anfrage ~:n ihrem 

g\~S~!ltC:l Inhalt zu beantvJortert" 
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Dies vorausgeschickt;, nehme ich zu den einzelnen Punkten 

der An.:frage ';Nie folgt Stellung: 

~ .. 1.: rier wird uuer die topographischen Bezeichnungen und 
.Aufschriften entscheiden, die sowohl in deutscher 
als auch in slowenischer Sprache zu verfassen sind? 

Das BtLl1desgesetz BGBl. ITr. 270/1972 enthält - abgesehen 

yon der Vollzugsklausel - keine Zuständigkeitsbestimm.'lmgen • 

. Gemäß dell §§ 1 ::.:ad 2 AVG "i950 im Zusammenhalt mit der eben er­

wähnten "iTollz:lgsklausel werden daher Bescheide in Anwendung 

des gen?~21ten BlUldesgesetzes in ~rster Instanz von der Bezirks­

verwaltw_gsbehörde, in zweiter Instanz vom L8.i-... deshauptnial'ln und 

in dritter Instanz von der Bundesregierung zu er."las3en pein" 

2.E: 2.: \7e1che Gebietskörperschaften haben derartige Bezeich­
nungr.a1. und Auf schT'~ften 8.J.'1zubringen? 

Del. § '1 Cl.o:-3 B'lUldesgesetzes 270/1972 spricht schlecll"bhin von 
Gebietskörperscha~teno Dar~l1ter werden entsprAchend ~er auch in 

der :2.echtspI·3chung des vervvende'ten Vervvaltungsgerichtshofes 

gEingigen Terminologie Bu.L"l.d, LEinder und GerÜdinden, nicht aber 
Gemeindeverbände zu verstehen sein (vgl .. ;Erkenntnis des Verwal­

tu.."Y1gsgerichtshofes vom 2;'" Feber 1967, Zl. /1293/66) .. 

Zu 3: Wie verhält sich der Gesetzesauftrag zum eig~nen -,- Wirkungsbereich der Gemeinden? 

Wi~ aus den Ausflilirm1.gen unter 1 .. herlorgeht-, kommt den 

Gemeind.e n . keine Ko::~etenz zur Se-tzung von Hoheitsakten im 
eigenen 'Nirkungsb~~-r:eich in Vollziehung des in Rede stehenden 

Bundesgesetzes zu~ 

Zu LJ·.: Wird die Ortschaft als 1I1deinste Vt,H'''NCtI tri .• '1gseinhei t ll _ .... -
angesehen? 

Aus dem Vlortlaut des § 1 und aus der Anlage des Bundesge­

setzes BGEI .. lIr. 270/1972 geht hervor, daB dle O::'tschaft als 

IIklej.nste Verwal t"ltr.i.[5seinl1ei t:l angesehen wird.. 

Zu 5.: 
-----~-

Sü:..J. Sie als Aufsichtsbehörde des Statistischen 
Zer.-tralamtes bereit, cleill Parlamente jene Ausz~hlung 
der Volkszählungsergebn:tsse -;101'1 1961 zur Verfug"lIDg 
ZusG8l1en, die die T--rozentsätze der Sprachzugehörigen 
in jenen Ortschaften ausweisen 1 die in der. Anlage 
zum G0setzesbeschlur~ gena:nnt sind? 

.... 
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Gemäß § L~ ..I1bs. 3 des Bu..'1desstatistikge:setzes 1965, BGBl. 

Nr .. 91, hat die pienstaufsicht über rias Österreichische Statisti­

sche Zentralamt sowie dessen Personal- Ul1d Haushaltsangelegenheiten 

das Bu:c.deskanzleranrt zu fi5.hrelloDie fachliche Besorgung der Bundes­

statistik und der sonst dem österreichischen Statistischen Zentral­

aI:lt obliegenden Aufgaben fällt .:'1..ber r.dcht u...'l1ter den Begriff der 

Dienstaufsicht. In diesen Angelegenheiten ist das Österreichische 

Statistische Zentralamt dem jeweils sachlich zuständigen Bundes­

minister) in Angelege:nllei ten der Volkszählung somit dem Bundes­

minister für IllJ.l.ereS untergeo~dne·i: .. 
Ich vermag daher die vorliegende Frage nicht zu beantv:orteri. 

Ohne der Auffassung des zustä.:ldigen Bundesministers'für Inneres 

v:)rgre:I...Lal zu wollen, vertrete ich die Auffa.ssung, daß die Bekannt­

gabe der in der· AnfraGe genannten Unterlagen im Widerspruch zu der 

• 

im § 4 Abs. 1 des Volkszähll.:tng~sef:i~tzes, Rißl. Nro 159/<?50, normier ... 

ten Geheimhal t1.lngspflicht stünde. DiesöGr~J.leimhal tungspflicht 

8tell'~ sich als eine :B'orm der Allicsverschwiegenhei t im Sinne des 

Art;. 20 Abs .. 2 B-VG daro Die .A1?l.t svers (.!:.wie genhe i t besteht nach 

dem. let~zten Satz des Art" 20 Abs. 2 B-VG für die von einem allge­

meinen Vertret..mgs};:ör:per peste].lten Funktionäre nicht gegenüber 

die seili. Vqrtret1l.'lJ.gskörper, wenn er derartige Auskünfte ausdrück-

lich ".~erlal1gt. .. Da die l'iitglieder der Bundesregierung seit der 

Bur.l.des-VeJ'fassungsgesetz-J'~ovelle 1929 von keinem allgemeinen Ver­

tretunsskörperbestellt .we:rdell, ergibt sich aus der zitierten 

VerfassUl'J.gsbestimmur;.g del.'" Uml;:er..rschluß, daß die Verpflichtung 

zur Wahrung der Arntsverschwiegenheit auch iJTl .Anwendungsbereich 

des Art.' 52 Abs. 1 B-VG besteht. 

Zu 6 .. : Auf welchen Sachgebieten wird es notwendig sein, 
entsprechende Be2'I~,ichnungen und Aufschriften 3.nzu­
bringen; vvelche Form werden diese Aufschriften 
haben; wo ist die Form dieser Aufschriften festge­
legt·? 

Die im § 1 des B~dGsgesetzes BGBlo Nr. 270/1972 normierte 

Verpfli.chtung erstr!:wkt sich a"..1.f alle topog~caphischen Bezeichnun­

gen. und. Aui'schrifte11, die von G-ebietskö1j?erschaften tatsächlich 

angebracht werden oder angebracht worden sind, o11.J."'1e RG.cksicht 

auf ihren Inhalt. nie bundesgesetzliehe Reselung ist somit 
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umfassend und losgelöst von bestimmten Sachgebieten. Ihre ver­

fassungsgesetzliche Grillldlage findet aie im Kompetenztatbestand 

IIBundesverfassung!l des Art" 10, Abs. 1, Z 1 B-:VG. Die Form 

der Aufschriften ist gesetzlich nich'!; festgelegt" Aus dem Sinn 

des Gesetzesbefehls ist aber offenbar abzuleiten, daß der sloweni­

sche Text im Schriftbild völlig gleichgestaltet sein muß wie 
der deutsche Text .. 

Zu 70: Fällt die Vollziehlli~g des Bundesgesetzes in mittel-
. - bare QL.er in UllmitteL),3,re Bundesverwaltung? 

Die Vollziehung des Bundesgesetzes fällt im Siru.:.e dc::'L" Auti­

führungciL zu 1. in die mi·ttelbare BundesveI'vvaltung .. 

Zu 8.: VIo sehen Sie di0 gesetzliche Grundlage für diG Erlas­
sung von den~ Art .. 1G Absa 2 B-VG entsprechende Durch­
fiihrungsvervrdnungen? Soll diese der Gesetzesbeschluß 
sein, der hier zur Debatte r.;teht? 

Hier ergibt sich ~'ID~1.chst die Frage, ob die Erlassurrg von 

DurchfÜhrungsverOJ:'dIlungen überhaupt notwendig ist" DaV·:'l"..l abge­

sehen glaUbe ich, daß ä.er 'i'!ortlaut des in Rede stehenden Bunc"'.bs­

gesetzes eine du.rc.llaus. genügende Basis dafiir gibt, einzelne Fra­

gen im Verordnungsweg zu regelno 

Zu 9.: Von wehl werden entflDrechend den Be.stinnnu..l1gell o.es 
..;.;..........:~~ Finanzausgleichsgesetzes die Kosten für die An­

bringUl1g der touoccr2J)hifcichen Bezeichnungen und Auf­
; schriften zu tragen Bein? 

Insoweit dle Gebietskörperschaften nach derü €r~vähnt(1n Bui1des­

gesetz zur Anbringung zweisprachiger topographischer Aufschrif­

ten und Bezeich..l1ullEen verpflichtet slnd, ist die Erfüllu-l1g dieses 

Au~trages. keine Angelegeili~eit der Hoheitsvervlalt~~o In den 

Eerei ch der Honei tsveriv·aL;';u.'1g fallen lediglich behördliche .Akl.:;e, 

mit deL~n das Ausmaß der aus dehl Gesetz sich ergebeLien Verpflich­

tung normiert wird. Dax'3..us folgt, daß jede Gebietskörperschaft 

die Kosten der von ihr anzubringenden zweisprachigen Bezeichnur.'€;en 

und Aufschriften selbst zu tr·age1.l. hat .. 

Zu 10.: VJelches sind die ortsUblichen Bezeichn11.l1.ßen, von 
denen im letzten Satze de s § 'j de s fraglicheJ.l· 
Gesetzesbeschlu.sses die Rede ist? 

Die Bundesregierung hat in der Sitzlmg vom 2Lf· .. Juli '1972 
Richtlinien für die DurchfUh.r.lng des I1le1:r:i":::.ch zitierten Btllldes-
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gesetzes beschlossen, die den in J3etracht kor;unenden Dienststellen 
mitgeteilt lvurden. Diesen Richtlinien ist ein Verzeichnis der 
ortsüblichen slowenischen Namen der in der Anlage des Bundesge­
setzes genannten Ortschaften angeschlossen. Der ~ortlaut der 
Richtlinien ergibt sich aus meiner unter einem erteilten Antwort 
auf die Anfrage der Abgeordneten DEUTSCillJiPl.l'U'T und Genossen 
Nr. 751/J .. 

Zu 11,,: 71arum werden diese "ortsüblichen Bezeichnungen" 
nicht in der Anlage des Gesetzesbeschlusses neben 
den d-eutschen Naw.er. der Ortschaften ges"l;ellt? 

Diese Frage bezieht sich eindeutig auf das Verbalt€!'. des 
Gesetzg'9iJers selbst und kann daher keinesfalls als Gegenstand 
der Vollziehung im Sirme des Art" 52 Abs. 1 B-VG gewertet wer­
den. Ich bin daher nicht in der Lage 9 die Frage zu beantvvorten. 

Zu 12,;: In welchem Verhältnis steD.-4; der gefaßte Gesetzes­
beschltLß zu der Empfehl~~ des Landeshauutm2nnes 
iUr Kärntpll vom 3 .. September 1968, Zlo LH-~i\)9/1lV 
Tä/1968~ betreffend DurchfLilirung des Art .. 7 Abs .. :; 
des Österreich~.3chen Staatsvertrages - llliaderheiten-
verVlalt~~gsamtb~prache? . 

Das in Rede 3tehende Bundesgesetz hat mit der erwärUlten 
Empfehlung des Landeshauptmannes nic:2.·ts zu tUt""l. Die Empfehlung 
betrifft die Amtssprache~ das Bundesgesetz hingegen die topo­
~hischen Bezeich.n~ und ~fsc!"lriften;:. 

Zu Ist der Bunde skanz:_ar bereit, darm, wenn die Volks­
zählungsergebnisse 1971 nach Ortsehaften dee frag­
lichen Kärntner Gebietes aufgeschlüsselt verliehen, 
diese Ergebnisse unverzüglich dem Parlamente bekannt­
zugeben? 

Diese Frage ve~nag ich aus den zu 5. dargelegten Gründen 
nich.t zu beantworten. 

Zu 14- .. : Werden Sie dafür Sorge tragen,. daß daIlll, wenn 
Volkszähhmgsergebnisse eine Andertmg der Be­
völkerungszusammensetzUl"lg in der betroffenen Ort­
sch~ft ergebeu t der Anhfulg des Gesetzes dement­
sprechend gefuldert vlira? 

Es scheint mi:t:' verfrülJ.t zu sein~ diese Fro.ge zu beantworten, 
bevor die Ergebnisse der Volkszählung 1971 überhaupt vorliegen. 

5. September 1972 
:Der Bundeskanzler: 

! /7 

(/. /~ 
~·I 
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